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Drucksache Nr. 4004 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Januar 1953 

6 - 52220 - 3203/52 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Verlängerung der 
Geltungsdauer und zur Änderung des Gesetzes 
zur Erhebung einer Abgabe „Notopfer Berlin” 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 98. Sitzung am 19. Dezember 1952 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes besdilossen, die aus 
der Anlage 2 ersichtlichen Änderungen vorzuschlagen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb : Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Verlängerung der Geltungsdauer und zur Änderung des Gesetzes 
zur Erhebung einer Abgabe „Notopfer Berlin” 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Gesetzes zur Erhebung einer 
Abgabe „Notopfer Berlin“ 

Das Gesetz zur Erhebung einer Abgabe 
„Notopfer Berlin“ in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 131) in der Fassung des Ersten 
Gesetzes zur Vereinfachung des Einkommen- 
steuergesetzes vom 10. Dezember 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 789) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. a) § 2 Ziff. 3, § 14, § 15, § 16 Ziff. 4, 

§ 17 Ziff. 4, § 18 Abs. 2, § 19 Abs. 2 
und § 24 Abs. 1 Ziff. 4 werden ge- 
strichen. 

b) Im § 18 wird der bisherige Absatz 3 
Absatz 2. 

c) Im § 19 wird die bisherige Bezeichnung 
des Absatzes 1 gestrichen, 

d) Im § 24 Abs. 1 wird die bisherige 
Ziffer 5 Ziffer 4. 

Die Änderungen unter Buchstaben a bis d 
(Aufhebung der Abgabe auf Postsendun- 
gen) gelten erstmals für Postsendungen, die 
nach dem 31. März 1953 auf geliefert 
werden. 

2. § 25 erhält die folgende Fassung: 

„Dieses Gesetz gilt letztmals für Er- 
hebungszelträume, die am 31. Dezember 
1955 enden.“ 

3. § 26 Abs. 5 wird gestrichen. 

4. § 27 wird mit Wirkung ab 1. April 1953 
gestrichen. 


Artikel II 

Änderung des Dritten Überleitungs- 
gesetzes 

§ 16 Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung 
des Landes Berlin im Fiiianzsystem des 
Bundes (Drittes Überleitungsgesetz) vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) erhält 
die folgende Fassung: 

„(1) Der Bund stellt das in Berlin er- 
zielte Aufkommen aus der Abgabe „Not- 
opfer Berlin“ dem Land Berlin zur 
Deckung des Fehlbcdarfs seines Landes- 
haushalts zur Verfügung. Darüber hinaus 
erhält das Land Berlin zur Deckung des 
verbleibenden Fehlbedarfs seines Landes- 
haushalts einen Bundeszuschuß. Die Höhe 
des Bundeszuschusses wird durch das Ge- 
setz über die Feststellung des Bundeshaus- 
haltsplans bestimmt. Der Bundeszuschuß 
ist dem Land Berlin in monatlidien Teil- 
beträgen zu überweisen.“ 

Artikel III 
Erstreckung auf Berlin 

Das Gesetz zur Erhebung einer Abgabe 
„Notopfer Berlin“ in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. März 1952 (Bundes- 
gesctzbl. I S. 131) in der Fassung des Ersten 
Gesetzes zur Vereinfachung des Einkommen- 
steuergesetzes vom 10. Dezember 1952 (Bun- 
desgesetzbl. 1 S. 789) und dieses Gesetz gelten 
mit Wirkung ab 1 April 1953 nach Maßgabe 
des § 12 Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Ge- 
setzes über die Stellung des Landes Berlin 
im Finanzsystem des Bundes (Drittes Über- 
Icitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl, I S. 1) auch Im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund der Ermäditi- 
gungen erlassen werden, die in dem Gesetz 
zur Erhebung einer Abgabe „Notopfer 
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Berlin“ in der im Satz 1 bezeidmeten Fassung 
enthalten sind, gelten nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzcs im Land Berlin. 

Artikel IV 
Überleitung für Berlin 

(1) Im Land Berlin ist erster Erhebungs- 
Zeitraum für die Abgabe „Notopfer Berlin“ 

a) bei der Abgabe der Arbeitnehmer der 
Kalendermonat April 1953; 

b) bei der Abgabe der Veranlagten und bei 
der Abgabe der Körperschaften die Zeit 
vom 1. April 1953 bis zum 31. Dezember 
1953. 

(2) Im Land Berlin betragen die Abgabe 
der Veranlagten und die Abgabe der Körper- 
schäften für den Erhebungszeitraum 1953 
(Absatz 1 Buchstabe b) drei Viertel des 
Jahresbetrags der Abgabe, die sich bei An- 


B e g r ü 

A. Im allgemeinen 

Das Aufkommen der bis zum 31. März 1953 
befristeten Abgabe „Notopfer Berlin“ fließt 
dem Bunde zu. Es dient der Deckung eines 
Teils der Belastung, die dem Bundeshaus- 
halt durch die Gewährung des allgemeinen 
Zuschusses an den Berliner Landeshaushalt 
(§ 16 des Dritten Überleitungsgesetzes) sowie 
daraus erwächst, daß die in Berlin zu leisten- 
den Bundesausgaben die dort erzielbaren 
Bundeseinnahnien übersteigen. 

Die Leistungen des Bundes für Berlin werden 
nach dem 31. März 1953 in unverminderter 
Höhe aufrechterhalten werden müssen. Im 
einzelnen wird hierzu auf den (gleiclizeitig 
vorgelcgten) Entwurf eines Gesetzes über die 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1953 verwiesen. Die Bundes- 
regierung hat schon bei den Beratungen über 
das Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes zur Erhebung einer Abgabe 
„Notopfer Berlin“ vom 10. März 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 129) zum Ausdruck gcbradit, 
daß auch nach dem 31. März 1953 der 
Finanzbedarf, der die Erhebung der Abgabe 
seinerzeit ausgelöst hat, haushaltsmäßig ge- 
deckt und daher mit Wirkung vom 1. April 
1953 die Abgabe „Notopfer Berlin“ im Rah- 
men der im Art. 107 GG vorbehaltenen Neu- 
ordnung des bundesstaatlichen Finanzaus- 


wendung der Tarifsätze des § 16 Ziff. 2 und 3 
des Gesetzes zur Erhebung einer Abgabe 
„Notopfer Berlin“ in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 131) in der Fassung des Ersten 
Gesetzes zur Vereinfachung des Einkommen- 
steuergesetzes vom 10. Dezember 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 789) auf das Einkommen des 
Kalenderjahrs 1953 ergibt Die Mindest- 
beträge bei der Abgabe der Körperschaften 
(§ 16 Ziff. 3 Buchstaben a und b des in 
Satz 1 bezeichneten Gesetzes zur Erhebung 
einer Abgabe „Notopfer Berlin“) ermäßigen 
sich für den Erhebungszeitraum 1953 (Ab- 
satz 1 Budistabe b) auf drei Viertel. 

Artikel V 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


n d u n g 

gleichs durch eine andere Regelung abgelöst 
werden müsse; geplant waren eine Ergän- 
zung des gemeindlidien Steuersystems und 
eine damit zusammenhängende Finanzaus- 
gleidisregelung, durch die verhindert werden 
sollte, daß der Wegfall der Abgabe „Not- 
opfer Berlin“ zu einem Einnahmcausfall für 
den Bundeshaushalt führt. 

Bei der Abgabe dieser Erklärung hat sldi die 
Bundesregierung von der Erwartung leiten 
lassen, daß es möglich sein würde, das im 
Art. 107 GG vorbehaltene Gesetz termin- 
gerecht bis zum 31. Dezember 1952 zu ver- 
absdiieden und die Neuverteilung der der 
konkurrierenden Gesetzgebung unterliegen- 
den Steuern auf Bund und Länder ab 1. April 
1953 wirksam werden zu lassen. Diese Er- 
wartung hat sich nicht bestätigt. Die Bundes- 
regierung hat sich vielmehr im Einverneh- 
men mit den Finanzministerien der Länder 
veranlaßt gesehen, den gesetzgebenden Kör- 
perschaften den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Art. 107 GG vorzulcgen, durch 
das die Frist des Art. 107 GG bis zum Jahre 
1955 verlängert wird. Bis zu diesem Zeit- 
punkt muß auch das Gesetz über die Er- 
hebung einer Abgabe „Notopfer Berlin“ ver- 
längert vverden, da der Anlaß, der zur Er- 
hebung der Abgabe „Notopfer Berlin“ ge- 
führt hat, unverändert fortbesteht. 
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B. Im einzelnen 

Zu Artikel I: 

Zu Ziffer 1: 

Die Abgabe auf Postsendungen soll für Post- 
sendungen, die nadi dem 31. März 1953 auf- 
geliefert werden, nicht mehr erhoben wer- 
den. Die entsprechenden Vorschriften des 
NOG 1952 müssen deshalb gestrichen wer- 
den (Artikel I Ziff. 1 Buchstabe a). Unter 
den Buchstaben b bis d sind die gesetzes- 
technischen Berichtigungen vorgesehen, die 
durch die nach dem Buchstaben a vorzuneh- 
menden Streichungen von einzelnen Vor- 
schriften des NOG 1952 bedingt sind. 

Zu Ziffer 2: 

Durch die Änderung des § 25 wird die Gel- 
tungsdauer des NOG 1952 bis zum 31. De- 
zember 1955 verlängert. Die Gründe hierfür 
ergeben sich aus Abschnitt A. Die Änderung 
des Wortlauts gegenüber der bisherigen Fas- 
sung des § 25 dient der Klarstellung. 


Zu Ziffer 3: 

Der bisherige § 26 Abs. 5 NOG 1952 Ist 
durch die Verlängerung der Geltungsdauer 
des NOG 1952 überholt; deshalb mußte 
seine Streichung vorgesehen werden. 


Zu Ziffer 4: 

In Berlin wird die Abgabe „Notopfer Ber- 
lin“ bisher nicht erhoben. Das Land Berlin 
erhebt statt dessen — entsprechend der im 
§ 27 Satz 2 NOG 1952 enthaltenen Ermädi- 
tigung — eine besondere, bis zum 31. März 
1953 befristete Notopferabgabe (Notopfer- 
abgabe-Gesetz vom 10. April 1952, GVBl. 
S. 263), deren Aufkommen dem Landeshaus- 
halt zufließt. 

Diese Regelung ist mit der durch das Dritte 
Überleitungsgesetz bewirkten Einbeziehung 
des Landes Berlin in das Finanzsystem des 
Bundes methodisch schwer vereinbar und nur 
als Übergangsregelung für eine verhältnis- 
mäßig kurze Zeit tragbar gewesen. Da nun- 
mehr aus den in Abschnitt A angeführten 
Gründen die Neuverteilung der Steuern zwi- 
schen Bund und Ländern (Art. 107 GG) bis 


zum Ende des Jahres 1955 hinausgeschoben 
wird und damit die Notwendigkeit zur Er- 
hebung der Abgabe „Notopfer Berlin“ bis 
zu diesem Zeitpunkt besteht, muß die Ab- 
gabe ab 1. April 1953 auch Im Land Berlin 
nach bundesrechtlichen Vorschriften erhoben 
werden. § 27 NOG 1952, der im Satz 2 die Er- 
mächtigung zur Erhebung einer dem „Not- 
opfer Berlin“ entsprechenden Abgabe nach 
Berliner Landesrecht enthält, muß deshalb 
gestrichen werden. 

Wegen der Beseitigung der haushaltsmäßi- 
gen Auswirkung des Wegfalls der bisher von 
Berlin erhobenen Abgabe wird auf die Aus- 
führungen zu Artikel II hingewiesen. 

Zu Artikel II: 

Nach Artikel III des Entwurfs wird die Ab- 
gabe „Notopfer Berlin“ ab 1. April 1953 
auch Im Land Berlin erhoben. Das Aufkom- 
men steht dem Bund zu. Die seither vom 
Land Berlin erhobene Notabgabe fällt weg- 
(vgl. die Begründung zu Artikel I Ziff. 4). 
Der für das Land Berlin sich daraus er- 
gebende Einnahmeausfall wird dadurch aus- 
geglichen, daß der Bund dem Land Berlin 
das in Berlin erzielte Aufkommen aus der 
Abgabe „Notopfer Berlin“ zur Verfügung 
stellt. Dem entspricht die vorgesehene Neu- 
fassung des § 16 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

Zu Artikel III: 

Im § 27 NOG 1952, der nach dem Entwurf 
gestrichen werden soll, ist bestimmt, daß das 
NOG 1952 in Berlin nicht gilt. Da nunmehr 
ab 1. April 1953 aus den zu Artikel I Ziff. 4 
bezeichneten Gründen die Abgabe „Not- 
opfer Berlin“ im Land Berlin erhoben wer- 
den soll, muß nicht nur der vorliegende Ge- 
setzentwurf, sondern auch das NOG 1952 
auf Berlin erstreckt werden. Dem entspricht 
die Bestimmung des Artikels IIL 


Zu Artikel IV: 

Dieser Artikel stellt klar, für welche Er- 
hebungszeiträume in Berlin das „Notopfer 
Berlin“ erstmals zu erheben ist. Er regelt 
außerdem für die Abgabe der Veranlagten 
und für die Abgabe der Körperschaften die 
Höhe der Abgabe für den verkürzten Er- 
hebungszeitraum 1953. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 19. Dezember 1952 


An den Herrn 
Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 28. November 1952 — 6 - 52220 - 
3203/52 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
98. Sitzung am 19. Dezember 1952 gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Verlängerung der 
Geltungsdauer und zur Änderung des Gesetzes 
zur Erhebung einer Abgabe „Notopfer Berlin” 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansidit, daß das Gesetz gemäß Artikel 105 
Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 78 des Grundgesetzes seiner 
Zustimmung bedarf. 


Dr. Rcinhold Maier 
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BUNDESRAT 


Änderungsvorschläge 


zum Entwurf eines Gesetzes zur Verlängerung der Geltungsdauer und zur Änderung des 
Gesetzes zur Erhebung einer Abgabe „Notopfer Berlin“ 


1. Artikel I Ziffer 1 ist zu streichen. 
Begründung: 

Die im Artikel I Ziffer 1 vorgesehene Auf- 
hebung der Abgabe auf Postsendungen 
bedeutet einen Ausfall von 50 Mio DM 
jährlich. Dieser Ausfall ist bei der ange- 
spannten Haushaltslage nicht zu verant- 
worten. 

2. Artikel I Ziffern 2 bis 4 werden Ziffern 1 
bis 3. 

3. Im Artikel III ist hinter Satz 1 der fol- 
gende Satz 2 einzufügen: 

„Ausgenommen sind jedoch die Be- 
stimmungen der §§ 2 Ziff. 3, 14, 15, 16 
Ziff. 4, 17 Ziff. 4, 18 Abs. 2, 19 Abs. 2 
und 24 Abs. 1 Ziff. 4“. 

Begründung: 

Die Vorschriften über die Abgabe auf 
Postsendungen können im Lande Berlin 
wegen der hier geltenden Bestimmungen 
keine Anwendung finden. 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorsdilägen des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur Ver- 
längerung der Geltungsdauer und zur Änderung des Gesetzes zur Erhebung einer Ab- 
gabe „Notopfer Berlin" 


Der Bundesrat hat in seiner 98. Sitzung am 
19. Dezember 1952 der Regierungsvorlage 
mit der Maßgabe zugestimmt, daß Artikel I 
Ziffer 1 (Wegfall der Abgabe „Notopfer Ber- 
lin“ auf Postsendungen) gestrichen wird. Für 
den Wegfall der Abgabe auf Postsendungen 
spricht die Tatsache, daß die Abgabe auf 
Postsendungen von weitesten Kreisen der 
Bevölkerung als lästig empfunden wird und 
deshalb eine Verlängerung der Erhebung der 
Abgabe auf Postsendungen der Bevölkerung 
nicht zugemutet werden sollte. Andererseits 
ist die Auffassung des Bundesrates, daß mit 
Rücksicht auf die angespannte Haushalts- 
lage des Bundes auf die Einnahme aus der 
Abgabe auf Postsendungen In Hohe von 
rd. 50 Mio DM nicht verzichtet werden 
könnte, beachtlich. Obwohl gewisse Gründe 
für den Wegfall der Abgabe „Notopfer 
Berlin“ auf Postsendungen sprechen, werden 
gegen den Besdiluß des Bundesrates, die Ab- 
gabe auf Postsendungen weiter zu erheben, 
keine Bedenken erhoben. 
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